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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Wirtschaftsplans
des ERP-Sondervermögens für das Jahr 2005
(ERP-Wirtschaftsplangesetz 2005)

A. Problem und Ziel

Förderung der deutschen Wirtschaft.

B. Lösung

Bereitstellung von Mitteln in Höhe von rd. 5,2 Mrd. Euro für die im Wirt-
schaftsplan genannten Förderzwecke sowie der damit verbundenen Kosten. Die
Ausgaben werden durch Zins- und Tilgungseinnahmen und zu rd. 39 Prozent
durch Kreditaufnahme finanziert.

C. Alternativen

Keine

D. Kosten der öffentlichen Haushalte

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Vergleiche Abschnitt B.

2. Vollzugsaufwand

Der ERP-Wirtschaftsplan wird von Förderinstituten (im Wesentlichen von der
Kreditanstalt für Wiederaufbau) und Hausbanken durchgeführt. Die Kosten der
Verwaltung des ERP-Sondervermögens trägt der Bund. Die Verwaltung obliegt
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit.

E. Sonstige Kosten

Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft (insbesondere des Mittelstandes)
und Freie Berufe erhalten im Rahmen des Fördervolumens zinsgünstige Darle-
hen. Bei den geförderten Unternehmen entstehen hierfür im Zuge der Darle-
hensausreichung keine zusätzlichen Kosten, sie werden im Gegenteil durch die
zinsgünstigen Darlehen von Kosten entlastet. Die mit der Gewährung der Dar-
lehen verbundenen Kosten der Förderinstitute und der Hausbanken werden
durch die vom ERP-Sondervermögen getragene Bankenmarge gedeckt.
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Mögliche Veränderungen von Einzelpreisen können nicht quantifiziert werden.
Unmittelbare Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf
das Verbraucherpreisniveau, sind aber nicht zu erwarten.
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Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Wirtschaftsplans
des ERP-Sondervermögens für das Jahr 2005
(ERP-Wirtschaftsplangesetz 2005)

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Der diesem Gesetz beigefügte, nach § 7 des Gesetzes
über die Verwaltung des ERP-Sondervermögens in der im
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 640-6, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch
Artikel 88 Nr. 1 der Verordnung vom 25. November 2003
(BGBl. I S. 2304), aufgestellte Wirtschaftsplan – Teil I
des Gesamtplans des ERP-Sondervermögens für das Jahr
2005 – wird in Einnahmen und Ausgaben auf

5 239 800 000 Euro

festgestellt.

§ 2

(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
wird ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben für das Jahr
2005 Kredite in Höhe von

2 028 985 000 Euro

aufzunehmen.

(2) Dem Kreditrahmen nach Absatz 1 wachsen die Be-
träge zur Tilgung von im Jahr 2005 fällig werdenden Kredi-
ten zu, deren Höhe sich aus der Finanzierungsübersicht
(Teil II des Gesamtplans) ergibt.

(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
wird ermächtigt, im Rahmen der Kreditfinanzierung im lau-
fenden Haushaltsjahr ergänzende Verträge zur Optimierung
der Zinsstruktur und zur Begrenzung von Zinsänderungs-
risiken mit einem Vertragsvolumen von höchstens
1 100 000 000 Euro abzuschließen. Auf diese Höchstgrenze
werden zusätzliche Verträge nicht angerechnet, die Zinsrisi-
ken aus bereits bestehenden Verträgen verringern oder ganz
ausschließen.

(4) Die in den ERP-Wirtschaftsplangesetzen 2003 und
2004 erteilten Ermächtigungen zur Beschaffung von Geld-
mitteln im Wege des Kredites bleiben wirksam.

§ 3

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit wird
ermächtigt, Kassenverstärkungskredite bis zur Höhe von 20
vom Hundert des in § 1 festgestellten Betrages aufzuneh-
men.

§ 4

Wird gegenüber dem ERP-Wirtschaftsplan infolge eines
unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedürfnisses eine
Mehrausgabe erforderlich (Artikel 112 des Grundgesetzes),

so bedarf es eines Nachtragswirtschaftsplans nicht, wenn
die Mehrausgabe im Einzelfall einen Betrag von 5 000 000
Euro nicht überschreitet oder wenn Rechtsverpflichtungen
zu erfüllen sind.

§ 5

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit wird
ermächtigt, mit Einwilligung des Bundesministeriums der
Finanzen Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewähr-
leistungen zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft ein-
schließlich der Freien Berufe bis zum Gesamtbetrag von
690 000 000 Euro zu Lasten des ERP-Sondervermögens zu
übernehmen.

(2) Auf den Höchstbetrag nach Absatz 1 werden die auf
Grund der Ermächtigungen der früheren Wirtschaftsplange-
setze übernommenen Gewährleistungen angerechnet, so-
weit das ERP-Sondervermögen noch in Anspruch genom-
men werden kann oder in Anspruch genommen worden ist
und für die erbrachten Leistungen keinen Ersatz erlangt hat.

(3) Eine Bürgschaft, Garantie oder sonstige Gewährleis-
tung ist auf den Höchstbetrag in der Höhe anzurechnen, in
der das ERP-Sondervermögen daraus in Anspruch genom-
men werden kann. Zinsen und Kosten sind auf den Ermäch-
tigungsrahmen nur anzurechnen, soweit bei der Übernahme
ein gemeinsamer Haftungsbetrag für Hauptverpflichtung,
Zinsen und Kosten festgelegt wird.

(4) Soweit das ERP-Sondervermögen ohne Inanspruch-
nahme von seiner Haftung frei wird oder Ersatz für er-
brachte Leistungen erlangt hat, ist eine übernommene Ge-
währleistung auf den Höchstbetrag nicht mehr anzurechnen.

§ 6

Die in Kapitel 1 Titel 681 02 und 681 03 veranschlagten
Beträge und Verpflichtungsermächtigungen sind von der
Begrenzung der in § 2 des Gesetzes über die Verwaltung des
ERP-Sondervermögens festgelegten Zweckbestimmung
ausgenommen.

§ 7

Die im Wirtschaftsplan veranschlagten Mittel können un-
ter Einschaltung von Förderinstituten vergeben werden.

§ 8

Die §§ 2 bis 7 gelten bis zum Tage der Verkündung des
ERP-Wirtschaftsplangesetzes 2006 weiter.

§ 9

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.
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Begründung

Zu § 1
Die Vorschrift enthält die Zahlen des Gesamtabschlusses.
Als Einnahmen des ERP-Sondervermögens sind veran-
schlagt worden: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 000 Euro
Zinsen, Tilgungen und sonstige Rückflüsse,

Als Ausgaben sind veranschlagt worden:

Zu § 2
Absatz 1
Die Vorschrift enthält die erforderliche Ermächtigung zur
Aufnahme von Krediten zur Deckung von Ausgaben.
Absatz 2
Die Vorschrift bestimmt, dass der Kreditrahmen um Beträge
zur Tilgung von im Haushaltsjahr 2005 fällig werdender
Kredite erhöht wird.
Absatz 3
Die Vorschrift enthält die Ermächtigung für den Abschluss
von Zins-Swap-Geschäften, die ergänzend zu bestehenden
Kreditverträgen abgeschlossen werden können. Die wirt-
schaftliche Wirkung von Zins-Swap-Geschäften besteht in
der Begrenzung von Zinsrisiken, der Optimierung von Zins-
zahlungsströmen und der Senkung von Zinsausgaben.
Absatz 4
Die Vorschrift stellt sicher, dass bis zum Inkrafttreten des
ERP-Wirtschaftsplangesetzes 2005 zugesagte, aber noch
nicht ausgezahlte Beträge aus den in den beiden vorange-
gangenen Jahren erteilten Ermächtigungen zur Aufnahme
von Krediten finanziert werden können.

Zu § 3
Die Vorschrift dient der Aufrechterhaltung einer ordnungsge-
mäßen Kassenwirtschaft (vgl. § 10 ERP-Verwaltungsgesetz,
§ 18 Abs. 2 Nr. 2 BHO). Sie ist insbesondere erforderlich zur
kurzfristigen Liquiditätsüberbrückung, damit die ständige
Zahlungsbereitschaft unabhängig von den Terminen der Zins-
und Tilgungseingänge gewahrt werden kann. Der hierfür vor-
gesehene Rahmen ist gegenüber dem Vorjahr unverändert.

Zu § 4
Die vorgeschlagene Regelung ist eine Folge des Urteils des
Bundesverfassungsgerichts vom 25. Mai 1977. Nach die-
sem Urteil ist die von der Verwaltung bei über- und außer-
planmäßigen Ausgaben vorzunehmende vorherige Abstim-
mung mit dem Parlament über die Frage, ob ein Nachtrags-
wirtschaftsplan vorgelegt werden muss, bei Kleinbeträgen

nicht erforderlich. Hierfür ist – wie in den Vorjahren – eine
Grenze von 5 Mio. Euro festgelegt.

Zu § 5
In diesem Titel werden die Haftungszusagen des ERP-Son-
dervermögens aus Bürgschaften, Garantien und sonstigen
Gewährleistungen, und zwar aus den
– ausgelaufenen Bürgschafts- und Garantieprogrammen,
– Garantieverpflichtungen zur teilweisen Absicherung von

Beteiligungskapital für kleine Technologieunternehmen
(BTU),

ausgewiesen.

Zu § 6
Außer den wirtschaftsfördernden Maßnahmen sollen in be-
grenztem Umfang völkerverbindende, insbesondere transat-
lantische Projekte finanziell unterstützt werden. Dabei han-
delt es sich um Stipendienprogramme und Maßnahmen im
Rahmen des Deutschen Programms für transatlantische Be-
gegnung. Hierfür sind im Wirtschaftsplan Baransätze von
insgesamt 6,2 Mio. Euro und Verpflichtungsermächtigun-
gen in Höhe von insgesamt 7,18 Mio. Euro veranschlagt.
Diese Maßnahmen werden von der Ermächtigung nach § 2
des Gesetzes über die Verwaltung des ERP-Sondervermö-
gens (nur Förderung der deutschen Wirtschaft) nicht ge-
deckt. Ihre Gewährung erfordert eine Ausnahmeregelung.

Zu § 7
Durch die Vorschrift wird geregelt, dass Förderinstitute mit
der Abwicklung von Aufgaben des ERP-Sondervermögens
beauftragt werden können.

Zu § 8
Die Vorschrift regelt die Weitergeltung bis zum Inkrafttreten
des nächsten ERP-Wirtschaftsplangesetzes.

Zu § 9
Inkrafttreten.

Anmerkung
Gesetzesfolgenabschätzung
Kosten für die Wirtschaft und Preiswirkungsklausel
Wirtschaftsunternehmen werden durch den Vollzug der ge-
setzlichen Maßnahmen nicht belastet. Der Vollzugsaufwand
für die Zielgruppe der ERP-Darlehen, insbesondere die mit-
telständischen Unternehmen, beschränkt sich auf die An-
tragstellung für die Gewährung von ERP-Darlehen bei den
Hausbanken sowie auf die Beteiligung bei den bankübli-
chen Verfahren der Darlehensprüfung.
Die zinsgünstigen ERP-Darlehen beeinflussen bei den Emp-
fängern die Preisgestaltung tendenziell günstig. Mögliche
Veränderungen auf Einzelpreise können nicht quantifiziert
werden. Unmittelbare Auswirkungen auf das allgemeine
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau,
sind aber nicht zu erwarten.

Erträge und Rückflüsse
aus Beteiligungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 210 815
Einnahmen aus Krediten . . . . . . . . . . . . . 2 028 985

5 239 800

für Investitionen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 050 000
für Zuweisungen und Zuschüsse  . . . . . . 6 200
für Zinskosten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 182 000
für sächliche Ausgaben . . . . . . . . . . . . . . 1 600

5 239 800
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